
Bundessozialgericht

—4 HJ 105/80 -

Verkündet am I m N a m e n d e 3 V o l k e s
17. September 1981

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

"..-"'O...."""ooooooooooooonoo......ooooooooooooo.,

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

....oooocoooo0.0.000000000I0...!..OoooO......luoooonc■l,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:

O......O......‘OCU.OOOOOOI......OOOCOOOOOOO........O.‘..

Der 4. senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 17. September 1981 in Berlin
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Schleswig—

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 5. Juni 1980 aufge—
hoben. Das Urteil des Sozialgerichts Lübeck vom 28. August

1979 wird insoweit aufgehoben, als es einen Teil des Rechts-
stréits an das Sozialgericht Hamburg verweist, im übrigen
wird die Berufung der Beklagten gegen dieses Urteil zurück—

gewiesen.
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Die Beklagte
hat

dem Kläger die außergerichtlichen Kosten

des zweiten uhd dritten Rechtszuges zu erstatten.

G r ü n d e :

Die Beteiligt n streiten um den Anspruch des Klägers auf

Auszahlung des dem Beigeladenen gewährten Kinderzuschusses

für die Zeit Tom1. Dezember1976bis zum51. März1978.

Der Beigelademe bezieht von der Beklagten Altersruhegeld we—

gen Vollendung des 65. Lebensjahres. Gegenüber dem Kläger

als seinen ni$htehelichen Sohn ist er aufgrund des Urteils

des Amt5gerichts Hamburg vom 11. August 1969 zur Zahlung eines

monatlichen Uhterhalts in Höhe von 105‚-« DMverpflichtet.
Insoweit wurde der Rentenanspruch des Beigeladenen gegen—
über der Beklagten gepfändet. Den Betrag zahlte die Beklagte

nach der Renténbewilligung laufend an den Kläger sz seines-

gesetzlichen *ertreters. Dieser beantragte im Oktober 1976

bei der Beklagten, zu seinen Händen den vollen Kinderzuschuß

in Höhe von 152,90 DM monatlich zu zahlen. Die Beklagte

lehnte den An€rag durch Bescheid vom 29. Dezember 1976 ab.

Dem hiergegenierhobenen Widerspruch gab die.Beklagte teil-

weise insoferd statt, als sie die Auszahlung des vollen Kin—

derzuschusses &om kassenteohnisch nächstmöglichen Zeitpunkt,

nämlich ab 1. April 1978 vornehm, für die zurückliegende

— hier streiti@e - Zeit die Auszahlung des vollen Kinderzu—

sehusses ablehbte (Widerspruchsbescheid-vom 25. Januar 1978).

Der hiergegeh
Lrhobenen

Klage hat das Sozialgericht (SG)

Lübeck hinsichtlich des streitigen Zeitraums stattgegeben

und hinsichtlich der Zeit ab dem1. April 1978 den Rechts-
streit auf Antrag des Beigeladenen an das SG Hamburg ver—
wiesen. Auf die Berufung der Beklagten hat das Schleswig-

-}...
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Holsteinische Landessozialgericht.(LSG) durch Urteil vom 5. Juni

1980 das sozialgerichtliche Urteil aufgehoben und die Klage

in vollem Umfang abgewiesen..Zur Begründung„führt das LSG aus,
die begehrte Zahlung des Kinderzuschusses in voller Höhe könne

nicht auf 5 48 Abs 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch - Allgemeiner
Teil - (SGB I) gestützt werden, weil der Beigeladene im vollen

Umfang seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht gegenüber dem
Kläger nachkomme. Seine Unterhaltspflicht werde durch das rechte

kräftige Urteil des Amtsgerichts Hamburg vom 11. August 1969

bestimmt. Über dieses Urteil hinaus.habe die Beklagte im Rah—

men des 5 48 SGB I kein eigenes Prüfungsermessen. Die Zahlung

des Kinderzuschusses könne auch nicht.auf 5.48 Abs 2 SGB I ge-
stützt werden, weil der Beigeladene kraft Gesetzes dem Kläger

gegenüber unterhaltspflichtig sei.

Gegen diese Rechtsauffassung wendet sich der Kläger mit seiner

vom LSG zugelassenen Revision. Er trägt vor, die Beklagte zahle

den Kinderzuschuß in voller Höhe ab 1. April 1978.aus. Es sei

nicht einzusehen, warum dies.nicht bereits ab 1. Dezember 1976
geschehen solle. Eine Erhöhung.des Unterhaltes im Wege einer

Abänderungsklage nach 5 525 Zivilprozeßordnung (ZPO) sei gegen

den Beigeladenen nicht.zu erzielen, da dieser.nur eine monat-.

liche Rente von 446,40 DM einschließlich Kinderzuschuß.be—

ziehe. Auch sei der Beigeladene nicht.zur Abtretung des vollen

Kinderzuschusses bereit.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Schleswig—Holsteinischen LSG vom 5. Juni

1980 aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das
Urteil des SG Lübeck vom 28. August 1979 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.
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Sie hält daslangefochtene Urteil für zutreffend und stützt

sich darauf,ldaß hinsichtlich der Unterhaltsverpflichtung

des Beigeladenen ein rechtskräftiges Urteil vorliege. Des—

halb sei für‘eine weitergehende Abzweigung des Kinderzu—

schusses kein Raum.

Der Beigeladäne ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.

II

Die
Revisiontist

zulässig.

\
:3as

Jugendam%
hat die Retision

zu einem Zeitpunkt eingelegt

« am 11. August 1980 — als der Kläger zwar noch nicht voll—

Jährig, aber‘bereits handlungsfähig iSd 5 56 SGB I war. Diese
Prozeßhandluäg ist zulässig, weil das Jugendamt, auch ohne

gesetzlicher\Vertreter des Klägers zu sein, nach Art 12 5 7

des Nichtehelichen—Gesetzes vom 49. August 1969 die Obliegen-
heiten einesinlegers nach 5 1706 Nr 2 Bürgerliches Gesetz—
buch (BGB) wahrnehmen kann. Soweit.das Jugendamt die Aufgabe
der Durchset■ung von Unterhaltsansprüchen des nichtehelichen

Kindes
gegen@ber

dem Vater wahrnimmt (vgl 5 1706 Nr 2 BGB)

„ hier die Auszahlung des Kindergeldzuschusses an das Kind -,
handelt es aflerdings auch dann, wenn das Kind eine Prozeß—

vollmacht eräeilt,
nicht als ein bloß gewillkürter Vertreter,

sondern gleidhzeitig aufgrund eigener Rechtsbefugnis (Vgl BSG

Urteil vom2%. Oktober 4971- 7 Mr 58/70 = BSGE53, 175);
in einem derartigen Falle kann dem Jugendamt das in 5 466
Abs 1 SGG eidgeräumte Behördenprivileg nicht versagt werden

(vgl BSG,Urtleil vom15. November4975- ; RK45/72= 80:51?
Nr 45 zu 5 16 Sozialgerichtsgesetz —SGG—).

Die Revisionlist auch begründet.

Der An3pruchldes Klägers auf Auszahlung des dem Beigeladenen
gewährten Kiäderzuschusses in voller Höhe ergibt sich aus
5 48 Abs 2 SQB I.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5-

Dem LSG ist darin zu folgen, daß der.Anspruch des Klägers

nicht auf 5 48 Abs 1 SGB I gestützt werden kann. Diese für
alle Geldleistungen geltende Vorschrift setzt voraus, daß

der Leistungsberechtigte seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht
nicht nachkommt. Dies ist hier nicht der.Fall. Die gesetz-

liche Unterhaltspflicht des‚Beigeladenenzist durch das rechts—

kräftige Urteil des Amtsgerichts„■amhurg vom 11. August 1969,

auf 105,—- DM monatlich bestimmt und damit gleichzeitig be—

grenzt worden. Dieser Verpflichtung kommt der Beigeladene

nach. Ein Rechtssatz des Inhalts, daß unbeschadet eines rechts»
kräftigen Unterhaltsurteils die gesetzliche Unterhaltsver—

pflichtung mindestens in Höhe des Kinderzuschusses besteht,

läßt sich aus 5 48 Abs 1 SGBI nicht ableiten. Diese Vor—
schrift stellt nicht auf Kinderzuschüsse bzw Kinderzulagen

ab, sondern gilt für alle laufenden Geldleistungen, die der

Sicherung des Lebensunterhalts«zu.dienen bestimmt sind, auch

wenn sie ohne Rücksicht auf den Familienstand des Berechtigten

gewährt werden. In diesem.Rahmen würde esxden;Grundsatz der
Rechtssicherheit wie auch der Gewaltenteilung-widersprechen,

wenn ein Sozialleistungsträger — hier die Beklagte - berech—

tigt wäre, zugunsten eines Unterhaltsberechtigten über ein

rechtskräftiges Urteil, des dieser„gegenüberwdem—Unterhalts—

verpflichteten erstritten hat, hinauszugehen. Für die Ab-

änderung eines rechtskräftigen Unterhaltßurteils.zum Zwecke

der Erhöhung des Unterhaltsbetrages.gibt.es.das Verfahren der

Abänderungsklage nach 5 525 ZPO; dieses Verfahren kann und
soll durch 5 48 Abs 4 SGB I nicht ersetzt werdenr Auch soll
diese Vorschrift nicht.die Möglichkeit eröffnen,.das wirt—

schaftliche Ziel einer Abänderungsklage zu erreichen, wenn
diese erfolglos geblieben ist. Liegt ein Unterhaltstitel in

Form eines rechtskräftigen Urteils vor, so ist damit die ge-

setzliche Unterhaltspflicht iSd 5 48 Abs '1SGBI bestimmt und gleich—
zeitig begrenzt, so daß für weitergehende Auszahlungsansprüche

nach dieser Vorschrift kein Raum mehr bleibt.

Indessen kann der Kläger seinen Anspruch auf 5 48 Abs 2 SGB I
stützen. Diese Vorschrift setzt voraus, daß für Kinder, denen
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gegenüber der Leistungsberechtigte nicht Kraft Gesetzes unter-
haltspflichtig ist, Geldleistungen erbracht werden und der
Leistungsberechtigte

diese Kinder nicht unterhält. Sie erwei-

tert die Möglichkeiten der Auszahlung des Kinderzuschusses

an Dritte ihsofern, als es nicht mehr auf das Bestehen einer
gesetzlichen Unterhaltspflicht ankommt. Dies bedeutet jedoch

nicht, daß 9 wie das LSG meint — das Bestehen einer gesetz-

lichen Unterhaltsverpflichtung.schlechthin die Anwendung des

5 48 Abs 2 SGBI ausschließe. Das völlige Fehlen einer Un—
terhaltsveréflichtung

kann im Hinblick auf die Zweckbestim—.

mung des Kinderzuschusses (Unterhalt des Kindes) zu keinen
anderen rechtlichen Konsequenzen.führen als das teilweise

Fehlen einer Unterhaltsverpflichtung für den nicht von die—

ser Verpflichtung erfaßten Teil.des Kinderzuschusses; hin—

sichtlich dieses Teiles besteht keine gesetzliche Unter—

halt3pflicht. Die Regelung des 5 48 Abs 2 SGBI ist auch in
den Fällen anwendbar, in denen für ein Kind Geldleistungen

zu dessen Unterhalt.erbracht.uerden, die nicht oder nicht

mehr durch eine Unterhaltsverpflichtung gedeckt sind. Erhält

demnach eianentenempfänger„der nicht für ein Kind aufkommt,

für dieses einen Kinderzuschnß, so kann der.Kinderzuschuß

selbst dannlbis zu seiner vollen Höhe an die Unterhalt gewäh—

rende Person oder Stelle ausgezahlt werden, wenn er höher

ist als derlgesetzliche Unterhaltsanspruch. Nur dadurch

kann vermieden werden, daß sich der Rentenbezieher den wirt-

schaftlichem_Nutzeffekt des Kinderzuschusses selbst zueignet.

Für den

nithehelichen

Sohn des.Beigeladenen werden von der

Beklagten Geldleistungen in Form des Kinderzuschusses er—
bracht. Didser ist zwar ein Bestandteil der Rente, er ist

jedoch dazd bestimmt, wirtschaftlich.im Ergebnis dem vom
Rentenbereähtigten

zu unterhaltenden‚Kind zuzufließen. Schon

das Reichswersicherungsamt„(RVA).hat in seiner grundsätzlichen
Entscheidu■g vom 7. Januar.1914 (GE Nr 1815 AN 1914.S 431,
432) den ZQeck des Kinderzuschusses dahin gekennzeichnet,
"die Notlage der Kinder erwerbsunfähiger Personen zu vermin-
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dern und im Interesse der Wehrfähigkeit und der volkswirt—

schaftlichen Wohlfahrt Deutschlands die gesundheitliche Ver—

kümmerung eines Teils der heranwachsenden Jugend zu verhüten".

Dieser Gesichtspunkt rechtfertigt es allerdings nach Ansicht

des BVA nicht, die Gewährung des Kinderzuschusses davon ab-

hängig zu machen, daß der Rentenempfänger den Unterhalt seiner

Kinder bestreitet. Spätere gesetzliche Regelungen (zB 5 1271
Abs 6 Reichsversicherungsordnung -RVO- idF.des Kindergeld-
ergänzungsgesetzes vom 25. Dezember 4955 - BGBl I S 841 —

sowie 5 4262 Abs 8 EVO idF vor.lnkrafttreten des SGB I) sahen
eine Abtretung des Kinderzuschusses„an„denjenigen vor, der

das Kind überwiegend unterhält„.Dievv0mlRentenempfänger vorzu-.
nehmende Abtretung konnte durch„das„Versicherungsamt ersetzt

werden. Hieran wird deutlich,.daß demjenigen der Kinderzu-

schuß zukommen soll, der durch den Unterhalt des Kindes wirt—

schaftlich belastet.ist. Dem An3pruch des Rentenberechtigten

auf den Kinderzuschuß steht als Korrektiv die Möglichkeit ge-
genüber, diesen Betrag an denjenigen auszuzahlen, der für den

Unterhalt des Kindes tatsächlich aufkommt.

Diese Zuordnung des Kinderzuschusses zum Unterhalt des Kindes

wirkt_sich auch in der gesetzlichen Krankenversicherung aus.
Dort hat ein Kind Anspruch auf Familienhilfe (@ 205 Abs 1 EVO),

wenn der sonst sozialhilfebedürftige Versicherte für dieses

Kind einen Kinderzuschuß erhält..ln diesem Falle.wird der Kin—

derzuschuß rechtlich als.ein‚dem.Kind.vorbehalteher Unter—
haltsbetrag behandelt, er kann deshalb vom Rentenbezieher

trotz seiner Sozialhilfebedürftigkeit nicht für.sich in Anspruch

genommen werden (vgl BSG Urteil vom„22. Oktober 1980 — } RK
54/78 = SozR 2200 5 205 Nr 55). Insoweit haben das Kindergeld

nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) wie der Kinderzuschuß

der gesetzlichen Rentenversicherung dieselbe rechtliche und

wirtschaftliche Funktion.‘

Nach 5 48 Abs 2 SGBI steht allerdings die Auszahlung des Kin-
derzuschusses an einen Dritten im Ermessen des Versicherungs-
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trägers. Auch die frühere Regelung des 5 1262 Abs 8 RVG aF ge-
währte dem Versicherungsamt bei der Entscheidung.über die Er-

setzung der‘Abtretungserklärung des Vensicherten einen Ermes-
sensspielraum, denn es bestand hierauf.kein.Rechtaanspruch.

Das Ermessen hatte sich — ausschließlich oder wenigstens vor—

nehmlich — am Wohl des Kindes zu orientieren (BSG vom 19. Juli

1965- 1 RA)196/62= BSGE19, 241,245= SozRNr 7 zu 5 1252
EVO; BSG vom 5. Dezember 1972 — 4 RJ 169/72 = SozR Nr 52 zu
5 1262 RVO)L Wenn auch dabei nicht zu_ prüfenuar, ob der Kin-
derzuschuß +°m Rentenberechtigten seinem eigentlichen.Ver—

wendungszweck zugeführt wurde, so besagt das.nicht, daß die

tatsächliche Verwendung des Kinderzuschusses ohne jede Be—

.deutung gewesen wäre. Im allgemeinen wurde die Verwendung

des Kinderzuschusses zum Unterhalt des Kindes vermutet. Er—

wies sich die Vermutung als unrichtig, so konnte sich die

Notwendigkeiteiner Abtretungnach.5 1252Abs8 RVGaF erge-
ben. An diesem Bechtszustand sollte sich durch die Neurege-

lung des SGB I nichts ändern. Das bringt die amtliche Begrüne

dung der Vorschrift deutlich.zum Ausdruck. Es ging vielmehr

darum, für alle Sozialleistungsbereiohe eine einheitliche Re-
gelung zur Auszahlung des Kinderzuschusses an einen Dritten

zu
treffen.}Die

neue Regelung.uurde unter dem Leitgedanken

konzipiert‚wdaß die Kinder die wirtschaftlichen Nutznießer

der ihretwegen gewährten Sozialleistungen sein sollten, auch

wenn diese leistungen rechtlich einer anderen Sozialleistung

zugeordnet und damit an eine andere Person auszuzahlen waren
(vgl Amtliche Begründung in Bundestags-Drucksache VI 5764

zu % 47, Seite 26). Unter diesem Gesicht5punkt hat der Ver-
sicherungsträger sein Ermessen hinsichtlich der Auszahlung

des Kinderzüschusses auszuüben.

Im vorliegenden Fall besteht zwischen.den Beteiligten kein
Streit darüber, daß für den Kläger Unterhalt in.nindestens„

der Höhe det Kinderzuschusseß»auigebracht.werden„iat. Unter

diesen Umständen folgt aus der bereits dargestellten Zweck—

bestimmung Fes Kinderzuschusses, daß er auch in dieser — der
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vollen - Höhe zur Auszahlung gebracht werden muß. Da jedes

andere Maß der Auszahlung gegen die Zweckbestimmung verstieße,

würde sich jede andere Entscheidung der Beklagten als ein

Fehlgebrauch des Ermessens erweisen und das SG war demzufolge

nicht gehindert, in der Sache selbst zu entscheiden.

Nach alledem war auf die Revision des.Klägers das-angefochte—

ne Urteil aufzuheben und das sozialgerichtliche Urteil wie—

derherzustellen; die Verweisung des Rechtsstreits an das SG

Hamburg konnte nicht aufrechterhalten werden, weil sich der

Antrag des Beigeladenen nicht auf den.Streitgegenstand die-

ses Verfahrens, sondern allenfalls auf eine andere von ihm

anhängig gemachte Klage bezog.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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